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Die Gewerkschaft Vereinigte Dienstleistungen (ver.di) hat für den 21.2.2024 zu einer Demonstration
vor dem Hauptsitz des Hamburger Hafen- und Logistikbetreibers HHLA in der Speicherstadt gegen
den Verkauf von großen Anteilen an die weltgrößte Containerreederei MSC (Mediterranean
Shipping Company), einen schweizerisch-italienischen Konzern, aufgerufen. MSC will die bisher an
der Börse gehandelten HHLA-Aktien aufkaufen und erhält zusätzlich 19,9 % vom Hamburger Senat,
was ihre Anteile auf 49,9 % hochhieven würde.

Was steht auf dem Spiel?

Die weitere Privatisierung birgt in erster Linie hohe Risiken für die Beschäftigten. Denn MSC ist
bekannt für seine rigorosen Praktiken bei der „Umstrukturierung“ von Personal und
Arbeitsverdichtung, die das Unternehmen bei einer solch grenzwertigen Beteiligung, einer fast
überbordenden Minorität, geltend machen könnte.

Darüber hinaus wendet sich ver.di auch gegen die Gefährdung von Interessen für die
„Stadtgesellschaft“, denn nicht nur die HHLA, auch der Gesamthafen mit anhängenden Betrieben
wäre betroffen. Der Hamburger Hafen, lange Zeit Vorzeigeobjekt und Identifikationsmuster für die
Weltgeltung der Hansestadt, hat es mit Auslastungsschwankungen zu tun. Fehlende Instandhaltung
des technisches Arsenals bedingt, dass immer wieder Teile des Fahrzeug- und Containergeschirrs an
den Kränen stillstehen. Die Geschäftsführung drängt auf stärkere Zentralisierung und
Automatisierung der Betriebsabläufe und damit Kostendämpfung, um im Containergeschäft wieder
attraktiver zu werden. Die Reedereien wiederum können durch Absprachen ihre Marktmacht spüren
lassen.

Der Deal wurde bereits im Vorjahr vom Hamburger Senat eingefädelt. Der sieht darin eine
strategische Partner:innenschaft, um in einem Umbau des Hafenbetriebs mit mehr Rentabiltät und
Effizienz gegen den weltweit steigenden Konkurrenzdruck die Fahrrinne zu verbreitern.  Der
gesamte Containerbereich soll umorganisiert werden, um Einsparungen von bis zu 150 Millionen
Euro zu erreichen.

Konkret würde das v. a. bedeuten, dass mindestens 400 Arbeitsplätze, laut ver.di-Rechnung sogar
718 Vollzeitstellen, künftig entfallen. Teams in den Terminals werden aufgelöst.

Seit diese Pläne bekanntgeworden sind, haben etliche Kolleg:innen  darauf reagiert und bereits
„abgemustert“, weil sie angesichts der  Ungewissheit, ob sie nicht von Umschichtungen mit
Lohneinbußen und gesteigerter  Arbeitsintensität oder gar Jobverlust betroffen sein werden, keine
Zukunft mehr für sich und ihre Familien sehen.  So menschlich verständlich diese Abwanderungen
auch sein mögen, sind sie doch das völlig falsche Signal.

Gegenwehr

Als die Mine vom geplanten Verkauf hochging, löste dies am 6.11.2023 eine spontane eintägige
Arbeitsniederlegung der HHLA-Belegschaft aus. Diese wurde daraufhin kurzerhand von der
bürgerlichen Justiz für illegal erklärt und zog Abmahnungen gegen Streikbeteiligte nach sich. Die
Unterstützung der Gewerkschaften beschränkte sich auf nachfolgende Protestveranstaltungen. Die
Mehrheit der derzeit noch rund 3.600 lohnabhängig Beschäftigten bei der HHLA lehnt den
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schmutzigen Deal nach wie vor vehement ab. Durch ihren Druck und den hohen
Aufmerksamkeitswert für die Hafenthematik sieht sich die Gewerkschaft ver.di nun bemüßigt, unter
dem Motto „Wir lassen uns nicht verraMSChen“ eine Demonstration anzusetzen.

Mit großer Teilnahme ist zu rechnen, denn auch die Betriebsräte von Burchardkai und Altenwerder
haben nicht nur zur Beteiligung am Protest aufgerufen, sondern schon im Vorwege durch einen
täglich erscheinenden Rundbrief unter dem Titel „Kaikante“ die Mitarbeiter:innen auf das Ereignis
eingestimmt.

Natürlich ist zu erwarten, dass die Bürokrat:innen aus Gewerkschaft und Betriebsrat der Schlagseite
einer nationalistischen bzw. provinziellen Sichtweise zuneigen werden und es bei punktuellen
Protesten belassen.  Allerdings sind sie in diesem Zusammenhang aus den „Ewig grüßt das
Murmeltier“-Tarifrundenmühlen ausgeschert und haben sich in ein politisches Fahrwasser begeben.

Diese Klippe hoffen sie, durch Appelle an die Regierenden (zumeist ja ihre sozialdemokratischen
Parteifreund:innen) und das Hervorkehren ihrer Qualitäten als Verhandlungsprofis zu umschiffen.
Wie bereit der Senat zum Einlenken ist, hat er ja bereits im November bewiesen, als seine
Vertreterin Gespräche mit den Streikenden abgelehnt hat. Seither ist er keinen Deut von seiner
Deallinie mit dem Privatinvestor abgewichen.

In den Mittelpunkt der Forderungen muss nicht nur die Bewahrung von öffentlichem Eigentum,
sondern vor allem die Frage, wer kontrolliert es, gerückt werden. Dazu braucht es gewählte und
jederzeit abrufbare Organe aus der Arbeiter:innenbewegung und eine Ausweitung von
Kampfmaßnahmen, die sich nicht vom bürgerlichen Apparat und seinen Gerichten abschrecken
lässt.

Diese Ausweitung muss sowohl räumlich wie auch thematisch angegangen werden. Die Streiks der
Hafenarbeiter:innen im Sommer 2022 – auch an anderen Standorten – sind noch nicht vergessen.
Hier liegt Potenzial, auf das die Aktivist:innen unter den HHLA-Beschäftigten zur Unterstützung und
Verbreiterung der Kampffront zurückgreifen könnten. Ebenso notwendig ist das Andocken an
verwandte Bereiche wie das Transport- und Verkehrswesen, das im Augenblick im angrenzenden
Niedersachsen sich in Streikbewegung befindet.

Ferner bedarf es eines rationalen Seeverkehrskonzepts, das anstelle der selbst im nationalen
Rahmen zunehmenden unsinnigen Konkurrenz mit weitreichenden Folgen für Beschäftigte und
Natur (Elbvertiefung) die Güterströme international und rational regelt. Dies kann nur unter
Arbeiter:innenkontrolle aller europäischen und Überseehäfen und Hinzuziehen von Expert:innen, die
das Vertrauen der Beschäftigten genießen, erfolgen. Dieser Plan richtet sich sowohl gegen privates
Kapital in Gestalt der Logistikkonzerne und Reedereien wie staatliches, z. B. des Ausverkäufers
Senat.


